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zivilrechtliche Haftung, nicht aber auf die völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit (Staatenverantwortlichkeit) ausger.ichtet.23 
Diese Einschränkung — die übrigens für die DDR wegen der 
komplexen Regelung des Art. 17 der Helsinki-Konvention, die 
Verantwortlichkeit und Haftung umfaßt, ohnehin nicht un­
mittelbar relevant ist — dürfte jedoch nur eine scheinbare 
sein, da es den Staaten überlassen bleibt, in Abwägung ihrer 
Interessenlage die für die konkrete Situation am besten ge­
eignete Lösung zu wählen. Wichtig ist letztlich, daß einer Ver­
letzung vereinbarter Rechtspflichten im Interesse der Durch­
setzung effektiver Schutzmaßnahmen mit den Mitteln des 
Rechts begegnet bzw. daß das Recht zur Durchsetzung effek­
tiver Schutzmaßnahmen nutzbar gemacht wird.

Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang auf die 
Schutzklausel zu verweisen, die auf Vorschlag der DDR in den 
Einführungsteil der Montrealer Richtlinien aufgehommen 
wurde. Sie besagt, daß die Richtlinien die Ausarbeitung von 
entsprechenden Richtlinien mit Querschnittscharakter im Rah­
men des Programms von Montevideo nicht berühren, und un­
terstreicht damit den relativen Charakter der mit der Haf­
tungsregelung in der Richtlinie 17 gegebenen Orientierung.

*
Angesichts der Tatsache, daß das von den aggressivsten Krei­
sen des Imperialismus angeheizte Wettrüsten immer riesigere 
Mittel verschlingt, die zur Lösung der globalen Probleme der
Menschheit dringend benötigt werden, muß nachdrücklich be- *

tont werden, daß weitere gewichtige Erfolge in der interna­
tionalen Zusammenarbeit zum Schutze der Umwelt ganz we­
sentlich von einer Entspannung der zugespitzten internationa­
len Situation und von Fortschritten in der Normalisierung 
der zwischenstaatlichen Beziehungen abhängen. Auch für die 
Entwicklung des internationalen Umweltschutzes und des in­
ternationalen Umweltrechts, für die Erhaltung und den Schutz 
des Lebens und der natürlichen Umwelt ist es elementare 
Voraussetzung, daß der Frieden als höchstes Gut der Mensch­
heit bewahrt und ein atomares Inferno verhindert wird.

Die in der Gemeinsamen sowjetisch-amerikanischen Er­
klärung zum Abschluß des Genfer Gipfeltreffens am 21. No­
vember 1985 getroffenene Feststellung über die vereinbarte 
Zusammenarbeit zum Umweltschutz unterstreicht die große 
Bedeutung, die dieser Problematik für die Weiterführung des 
Dialogs zwischen den beiden Großmächten beigemessen wird, 
und sie macht zugleich die Möglichkeiten deutlich, die sich aus 
einer Rückkehr zur Entspannung auch auf diesem Gebiet er­
öffnen.

23 Zum Ersatz von Schäden infolge von Umweltbeeinträchtigungen 
vgl. N. Trotz, „Probleme der Verantwortlichkeit und Haftung im 
maritimen Umweltschutz“, in: Rechtsfragen des maritimen Um­
weltschutzes, Beiträge zum nationalen und internationalen See- 
reCht, Heft 8, Rostock 1984, S. 5 ff. Er gibt wegen der Orientierung 
des Zivilrechts auf den einzelnen Schaden für den Bereich der vom 
Land ausgehenden Verschmutzung der völkerrechtlichen Verant­
wortlichkeit den Vorzug.
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Abänderung gerichtlicher Entscheidungen 
aut Grund von Abänderungsklagen

Nach § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO und §§ 22, 33 FGB können rechts­
kräftige gerichtliche Entscheidungen über wiederkehrende 
Leistungen (insbesondere über die Zahlung von Unterhalt) 
auf Grund von Abänderungsklagen abgeändert werden, wenn 
eine wesentliche Veränderung der Umstände eingetreten ist, 
die für die Festlegung der Höhe oder der Dauer dieser Lei­
stungen maßgebend waren. Auch verbindliche gerichtliche 
Einigungen, vor Inkrafttreten der jetzt geltenden ZPO (1. Ja­
nuar 1976) geschlossene gerichtliche Vergleiche und rechts­
wirksame außergerichtliche Vereinbarungen über wieder­
kehrende Leistungen unterliegen der Abänderung gemäß 
diesen Rechtsvorschriften.

Die Voraussetzungen für die Abänderung einer solchen 
Entscheidung bzw. Vereinbarung liegen dann vor, wenn sich 
die tatsächlichen Verhältnisse, die der Höhe oder der Dauer 
der wiederkehrenden Leistungen zugrunde gelegt worden 
waren (z. B. die Höhe des Arbeitseinkommens eines unter­
haltspflichtigen Bürgers), nachträglich so erheblich verän­
dert haben, daß der materiellrechtliche Anspruch (z. B. der 
Unterhaltsanspruch) in einer anderen Höhe als der festge­
legten besteht oder ganz fortgefallen ist.*

Bereits aus dem Wortlaut der obengenannten Rechtsvor­
schriften ist ersichtlich, daß es sich bei einer nach diesen Be­
stimmungen erfolgenden Abänderung eines Urteils nicht etwa 
um die Korrektur einer im Vorprozeß ergangenen unrichti­
gen Entscheidung handelt. Durch eine Abänderungsklage 
wird vielmehr ermöglicht, solche rechtskräftigen Entschei­
dungen über wiederkehrende Leistungen, die auf einem aus­
reichend aufgeklärten und richtig festgestellten Sachverhalt 
und einer richtigen Anwendung des materiellen Rechts be­
ruhen, an eine veränderte materiellrechtliche Situation an­
zupassen, die auf Grund neuer rechtserheblicher Tatsachen2 
eingetreten ist.

Die Abänderung einer Entscheidung auf Grund des § 10 
Abs. 1 Ziff. 4 ZPO oder der §§ 22, 33 FGB unterscheidet sich 
somit von der Aufhebung einer gerichtlichen Entscheidung 
im Kassationsverfahren (§§ 160 ff. ZPO) oder im Wiederauf­
nahmeverfahren (§ 163 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO).3 Gerichtliche Ent­
scheidungen, die im Kassations- oder Wiederaufnahmever­
fahren aufgehoben werden, waren bereits bei ihrem Erlaß 
unrichtig, während Entscheidungen, die der Abänderung nach 
§ 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO, §§ 22, 33 FGB unterliegen, in der Re­
gel der Sach- und Rechtslage entsprachen, die zum Zeitpunkt

der abschließenden Stellungnahme der Prozeßparteien, die 
von ihnen nach §§ 64, 65 Abs. 2 ZPO im Vorprozeß abgege­
ben worden war, bestanden hatte.

Bei Abänderungsklagen handelt es sich um sog. prozes­
suale Gestaltungsklagen. Deren Inhalt besteht darin, die 
Rechtskraftwirkung gerichtlicher Entscheidungen zu besei­
tigen und damit die Voraussetzungen zu schaffen, um eine 
andere, der neuen materiellen Rechtslage entsprechende Ent­
scheidung treffen zu können. Das wäre sonst wegen des in 
§ 31 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO enthaltenen Verbots, über einen An­
spruch, zu dem bereits eine rechtskräftige Entscheidung vor­
liegt, erneut zu verhandeln und zu entscheiden, unzulässig/1

In der Literatur wird die Meinung vertreten, daß mit der 
Abänderungsklage „lediglich Umstände geltend gemacht wer­
den (können), die nach Eintritt der Rechtskraft der betrof­
fenen Entscheidung oder Urkunde entstanden sind“.3 Folgte 
man dieser Auffassung, dann wäre die Möglichkeit, Entschei­
dungen über wiederkehrende Leistungen abzuändern, ein­
geschränkt, ohne daß eine gesetzliche Grundlage dafür be­
steht. Nach der abschließenden Stellungnahme der Prozeß­
parteien (vgl. §§ 64, 65 Abs. 2 ZPO) findet im Vorprozeß keine 
weitere Aufklärung des Sachverhalts mehr statt. Daher kön­
nen solche Tatsachen, die sich nach diesem Zeitpunkt ereig­
net haben und deshalb nicht in der mündlichen Verhand­
lung erörtert wurden, gemäß § 77 Abs. 2 Satz 1 ZPO auch bei 
der Entscheidungsfindung nicht berücksichtigt werden. Die 
im Vorprozeß ergangene Entscheidung beruht somit auf den 
tatsächlichen Verhältnissen, die zum Zeipunkt der abschlie­
ßenden Stellungnahme der Prozeßparteien bestanden haben. 
Alle danach eingetretenen Tatsachen können daher zu einer * S.

1 Als wesentliche Änderung der Verhältnisse, die für die Bemes­
sung familienrechtlicher Unterhaltsleistungen maßgeblich waren, 
wurde in der Rechtsprechung auch die Änderung der Gesetzgebung 
anerkannt. Dieser Rechtsgedanke hat in § 7 Abs. 1 EGFGB seinen 
Ausdruck gefunden.
Vgl. dazu H. Latka, „Abänderung und Übergang von Unterhalts­
forderungen“, NJ 1968, Heft 6, S. 179 ff. (insb. S. 180) sowie OG, 
Urteil vom 30. November 1967 - 1 ZzF 31/67 - (NJ 1968, Heft 6,
S. 182).

2 Rechtserhebliche Tatsachen sind Handlungen von Bürgern, Be­
trieben und Staatsorganen sowie Ereignisse, durch die Rechtsver­
hältnisse entstehen bzw. verändert oder beendet werden (vgl. dazu 
Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1981, S. 82 ff.).

3 Vgl. dazu G. Janke, „Kassation und Wiederaufnahme zivil-, 
familien- und arbeitsrechtlicher Entscheidungen wegen unzu­
reichender Aufklärung des Sachverhalts“, NJ 1985, Heft 8, S. 322 ff.

4 Vgl. dazu H. Kellner, „Formen der Rechtsgestaltung bei Unter­
haltsansprüchen minderjähriger Kinder“, NJ 1981, Heft 8, S. 362.

5 Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 429. (Hervorhebung im 
Zitat von mir — G. J.)


